
Koalitionsvertrag mit Licht und Schatten
Anlässlich des Europäischen Protesttags zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung: Verbände fordern echte Teilhabe

Anlässlich des Europäischen Protesttags zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung am 5. Mai ziehen der Paritätische Wohlfahrtsverband Niedersachsen e. V., 
der Blinden- und Sehbehindertenverband Niedersachsen e. V., die Lebenshilfe Landesverband Niedersachsen e. V. und der SoVD-Landesverband Niedersachsen e. V. eine 
erste gemeinsame Bilanz des Koalitionsvertrags der künftigen Bundesregierung aus CDU/CSU und SPD.

Die vier niedersächsischen So-
zialverbände begrüßen grund-
sätzlich, dass mit dem Koaliti-
onsvertrag zentrale Bereiche der 
Inklusionspolitik aufgegriffen 
werden. Gleichzeitig weisen sie 
auf gravierende Lücken, fehlende 
Beteiligungsstrukturen und man-
gelnde Konkretisierungen hin. 
„Der Koalitionsvertrag enthält 
viele gute Ansätze. Entscheidend 
wird jedoch die konsequente 
Umsetzung unter Beteiligung 
der Betroffenen selbst sein“, 
sagt Kerstin Tack, Vorsitzende 
des Paritätischen Niedersachsen. 
„Gleichstellung ist kein Geschenk, 
sondern ein verfassungsrechtli-
cher Auftrag – und der muss ernst 
genommen werden.“

Barrierefreiheit nicht nur 
beim Staat / Verbesserung 
im Bereich Arbeit

Als positiv zu bewerten sind 
die angekündigten Verbesserun-

gen im Bereich Arbeit: „Die Wei-
terentwicklung des Budgets für 
Arbeit und ein höheres Werkstat-
tentgelt sind wichtige Schritte 
hin zu mehr Gerechtigkeit. Ent-
scheidend wird sein, wie schnell 
und unbürokratisch diese Ver-
besserungen bei den Menschen 
ankommen“, sagt Frank Stein-
siek, Landesgeschäftsführer der 
Lebenshilfe Niedersachsen.

Auch dass Bestandsbauten 
des Bundes bis 2035 barrierefrei 
werden sollen, ist ein positives, 
aber nicht ausreichendes Signal: 
„Barrierefreiheit darf nicht an der 
Tür von Bundesgebäuden enden“, 
betont Gerd Schwesig, Geschäfts-
führer des Blinden- und Sehbe-
hindertenverbands Niedersach-
sen e. V. „Ohne verpflichtende 
Regelungen auch für private An-
bieter bleiben viele Menschen 
weiterhin ausgeschlossen.“

Auch die Lebenshilfe Nieder-
sachsen fordert eine Umsetzung 

echter Barrierefreiheit und ver-
weist auf eine aktuelle Kampa-
gne, die gezielt darauf aufmerk-
sam macht: „Mit dem Hashtag 
#WirSind10Millionen macht die 
Aktion Mensch sichtbar, was 
viele nicht wahrhaben wollen: 
Diskriminierung durch fehlende 
Barrierefreiheit ist Alltag für 10,3 
Millionen Menschen in Deutsch-
land. Wir brauchen verbindliche 
Fristen, klare Zuständigkeiten 
und ein echtes Bewusstsein auf 
allen politischen Ebenen“, er-
klärt Frank Steinsiek.

EUTB®, psychische Erkran-
kungen und Suizidprävention

Positiv bewerten die Verbände 
die Pläne zur Weiterentwicklung 
der Ergänzenden unabhängi-
gen Teilhabeberatung (EUTB®) 
sowie den Fokus auf Menschen 
mit psychischen Beeinträch-
tigungen. Auch das geplante 
Suizidpräventionsgesetz wird 

ausdrücklich begrüßt. Dennoch 
mahnt der SoVD: „Wichtige Vor-
haben dürfen nicht an mangeln-
der Finanzierung scheitern. Die 
neue Bundesregierung muss 
hier schnell für Planungssicher-
heit sorgen“, so Vorstandsvorsit-
zender Dirk Swinke.

Gewaltschutz und Bundes-
teilhabegesetz – Absichten 
reichen nicht aus

Auch beim Thema Gewalt-
schutz sendet der Koalitionsver-
trag ein wichtiges Signal. Doch 
Kritik kommt von Seiten des Pa-
ritätischen Niedersachsen: „Es 
bleibt unklar, wie genau der Ge-
waltschutz in der Behinderten-
hilfe gestärkt werden soll“, sagt 
Tack. „Eine Absichtserklärung er-
setzt keine wirksame Strategie.“

Zudem kritisieren die Verbän-
de, dass Selbstvertretungen von 
Menschen mit Behinderungen, 
Fachverbände und Monitoring-

Stellen nicht systematisch in die 
Weiterentwicklung des Bundes-
teilhabegesetzes eingebunden 
werden sollen. „Teilhabe bedeu-
tet Mitsprache. Wer über Men-
schen mit Behinderung spricht, 
muss sie auch beteiligen und 
einbinden“, fordert Dirk Swinke.

Digitale Barrierefreiheit – 
Ankündigungen reichen 
nicht aus

Es ist zu begrüßen, dass die Di-
gitalisierung weiter vorangetrie-
ben wird. In der digitalen Welt 
müssen aber alle Menschen mit-
genommen werden. Die ange-
kündigte Stärkung der digitalen 
Barrierefreiheit ist richtig, bleibt 
jedoch vage. „Die digitale Teilha-
be ist entscheidend – besonders 
für blinde und sehbehinderte 
Menschen“, so Gerd Schwesig. 
„Aber ohne verbindliche Stan-
dards und Kontrollen bleiben es 
leere Versprechen.“

Die Tür ist für den Rollstuhl 
zu schmal, es gibt kein tak-
tiles Leitsystem und der*die 
Arzt*Ärztin erklärt die Diagno-

se unverständlich – all das sind 
Probleme, mit denen Menschen 
mit Behinderung zu kämpfen 
haben, wenn sie krank sind und 

Hilfe brauchen. „Studien zei-
gen, dass mehr als die Hälfte 
der Menschen mit Behinderung 
beim Praxisbesuch schon Er-
fahrungen mit Diskriminierung 
gemacht haben, etwa durch 
bauliche Hürden, abwerten-
de Sprache oder mangelndes 
Fachwissen. 

Das ist eine erschreckende 
Zahl, die der niedersächsischen 
Politik zu denken geben muss“, 
sagt Dirk Swinke, Vorstands-
vorsitzender des SoVD in Nie-
dersachsen. Es gebe zwar das 
Niedersächsische Behinder-
tengleichstellungsgesetz, das 
gelte jedoch nur für öffentliche 
Stellen des Landes. „Da aber 
Arztpraxen, Therapiezentren, 
Apotheken und Pflegeeinrich-
tungen meistens private Ein-
richtungen sind, gibt es an die-
ser Stelle keine Verpflichtung 
zur Barrierefreiheit“, bemängelt 
Swinke.

Der größte Sozialverband in 
Niedersachsen fordert daher 

vom Land, die gesundheitliche 
Versorgung konsequent für alle 
zugänglich zu machen. „Statis-
tisch gesehen haben Menschen 
mit Behinderung eine geringe-
re Lebenserwartung, Mehrfach- 
erkrankungen und erhalten 
eine schlechtere Vorsorge. Das 
liegt aber nicht an ihrer Behin-
derung, sondern an fehlender 
Barrierefreiheit“, kritisiert der 
Vorstandsvorsitzende. Die Lan-
desregierung müsse Praxen, 
Kliniken und Apotheken des-
halb finanziell und beratend 
zur Seite stehen, wenn es um 
die Umgestaltung gehe. Außer-
dem seien mehr Schulungen 
für medizinisches Personal so-
wie mehr Angebote in Leichter 
Sprache und Audiobeschrei-
bungen notwendig. „Ziel muss 
eigentlich die Einrichtung von 
inklusiven Gesundheitszent-
ren sein, in denen Betroffene 
zentral und unkompliziert alle 
Angebote finden, die sie brau-
chen“, fordert Swinke.

Menschen mit Behinderung nicht abhängen
Wer eine Behinderung hat und in Niedersachsen zum*zur Arzt*Ärztin muss, steht oft vor unlösbaren Problemen. In Deutschland sind 

nur 30 Prozent der Praxen vollständig barrierefrei. Die Folge: Viele Betroffene werden gesundheitlich nicht optimal versorgt – das gilt 
vor allem für Menschen mit Lernschwierigkeiten oder psychischen Beeinträchtigungen. Anlässlich des diesjährigen „Europäischen Pro-
testtags zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen“ am 5. Mai fordert der SoVD in Niedersachsen von der Landesregierung 
ein entschlossenes Umdenken in der Gesundheitspolitik.

Gesundheit: Viele Betroffene sind unzureichend versorgt / SoVD fordert Umdenken in der Gesundheitspolitik

Da Arztpraxen und Therapiezentren meist private Einrichtungen 
sind, sind sie bis heute nicht zur Barrierefreiheit verpflichtet.
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Am Donnerstag, 26. Juni, 
lädt der SoVD Interessierte 
zu seinem kostenlosen On-
line-Vortrag „Arbeits- und 
sozialrechtliche Probleme 
im Krankheitsfall“ ein. 

Wenn man im Job krank 
wird, ist es wichtig zu wissen,  
worauf man achten muss. Im  
Vortrag bespricht Referent  
Frank Rethmeier die gän-
gigsten Probleme und stellt  
Lösungen vor. Dabei geht 
es etwa um Entgeltfortzah- 
lung, Aussteuerung aus dem  
Krankengeld und krank- 
heitsbedingte Kündigungen.  
Der Vortrag findet von 16 bis  
17.30 Uhr über Zoom statt. 
Wer teilnehmen möchte, 
kann sich bis zum 24. Juni per  
E-Mail an weiterbildung@
sovd-nds.de anmelden.

Gut informiert  
im Krankheitsfall

SOVD-VORTRAG
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Niedersachsen-Echo
Die Landesbeilage des SoVD in Niedersachsen
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SoVD engagiert sich beim Kirchentag

Der diesjährige Evangeli-
sche Kirchentag fand vom 30. 
April bis 4. Mai in Hannover 
statt. Am ersten Abend, nach 
den Eröffnungsgottesdiens-
ten, verwandelte sich Hanno-
vers Innenstadt dank Musik, 
Tanz, Essen und Begegnun-
gen in einen Ort gelebter 
Vielfalt. Rund 200 Stände 
luden mit ihren Angeboten in 
den Straßen zum Verweilen 
und zum Austausch ein.

Auch zahlreiche SoVD-
Engagierte aus dem Ortsver-
band Hannover-Süd und dem 
Kreisverband Hannover-Stadt 
beteiligten sich an dem Er-

eignis und waren mit einem 
eigenen, gut sichtbaren Stand 
präsent. Dort führten  sie vie-
le Gespräche mit interessier-
ten Besucher*innen des Kir-
chentags, informierten über 
die Sozialberatung und das 
gesellschaftspolitische Enga-
gement des SoVD und boten 
selbstgebackene frische Kar-
toffelpuffer an. 

So trugen die SoVD-Ehren-
amtlichen entscheidend zur 
solidarischen Atmosphäre 
und einem Abend des ge-
lebten Miteinanders bei: ein 
starker geminsamer Auftritt 
für Dialog und Gemeinschaft.

Präsenz, Austausch und gelebte Solidarität des SoVD in Hannover
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Der gut sichtbare SoVD-Stand mit Kartoffelpuffern lockte beim 
Kirchentag zahlreiche Besucher*innen an.

500.000 Menschen in Deutschland leiden an der Krankheit Myalgische Enzephalomyelitis/Chro-
nisches Fatigue-Syndrom (ME/CFS), schätzungsweise 20.000 davon in Niedersachsen. Diese Zahlen 
zeigen: ME/CFS ist keine seltene Erkrankung. Trotzdem ist die Versorgung der Betroffenen katastro-
phal. Ein Viertel der Betroffenen kann das Haus nicht mehr verlassen, medizinische Unterstützung 
gibt es nur selten. Anlässlich des „Internationalen ME/CFS-Tags“ am 12. Mai fordert der SoVD in 
Niedersachsen dringend eine politische Kehrwende, die die Patient*innen ernst nimmt.

ME/CFS: SoVD fordert bessere Versorgung

Anerkennung und Absicherung der Erkrankten ist katastrophal

Rund 40 Frauensprecherinnen aus den SoVD-Kreis- und -Ortsverbänden nahmen am diesjährigen 
frauenpolitischen Frühstück teil, das der SoVD-Landesverband Niedersachsen organisiert hatte. Der 
thematische Schwerpunkt der Veranstaltung lag auf der gleichstellungspolitischen Arbeit auf kommu-
naler Ebene. Dafür hatte der Landesverband Nadine Nelle, Gleichstellungsbeauftragte im Landkreis 
Schaumburg, als Referentin eingeladen.

Nach einer Begrüßung und 
Einführung durch Annette Krä-
mer, Mitglied des Landesver-
bandsrats für Frauen- und Fa-
milienpolitik, berichtete Nadine 
Nelle aus ihrer täglichen Arbeit 
und gab den engagierten SoVD-
Frauen so einen Einblick in die 
typische Tätigkeit einer Gleich-
stellungsbeauftragten. Auch 
brachte sie den Teilnehmerin-
nen in ihrem Impulsvortrag die 
Bedeutung von kommunaler 
Gleichstellungsarbeit näher 
und erläuterte, warum Gleich-
stellungsbeauftragte so wich-
tig sind und was es eigentlich 
mit „Gender Mainstreaming“ auf 
sich hat. 

Für den SoVD sind der Kon-
takt und die Vernetzung zu 
Gleichstellungsbeauftragten 
vor Ort sehr wichtig und eine 
gute Gelegenheit, um ge-
meinsam für frauenpolitische 
Themen zu kämpfen. Auch 
kommunale Gleichstellungs-
beauftragte haben ein großes 

Interesse daran, sich mit ande-
ren zu vernetzen; beide Seiten 
können sich wechselseitig sinn-
voll unterstützen. Daher ist es 

für SoVD-Frauensprecherinnen 
sehr empfehlenswert, lokal den 
Kontakt aktiv herzustellen und 
gemeinsam Themen zu erarbei-
ten.

Nach dem Impulsvortrag 
hatten die Teilnehmerinnen 
Gelegenheit für Rückfragen 
und weitere Diskussionen. An-
geregt wurde etwa, sich auf 
bevorstehende Wahlen in den 
SoVD-Ortsverbänden vorzu-
bereiten und hier auch gezielt 
und aktiv Frauen zu ermuntern, 
bei den Wahlen zu kandidieren 
und verantwortungsvolle Rol-
len in den Vorstandsteams zu 
übernehmen.

Das frauenpolitische Früh-
stück bot den SoVD-Ehren-
amtlichen zudem die Mög-
lichkeit, sich gegenseitig über 
bestehende Kontakte auszu-
tauschen und gemeinsame Ak-
tionen zu planen sowie weitere 
Ideen für die zukünftige frau-
enpolitische Arbeit im SoVD zu 
entwickeln. 

Frauenpolitisches Frühstück
Austausch über die Rolle gleichstellungspolitischer Arbeit in den Kommunen
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Annette Krämer vom SoVD mit 
Nadine Nele, Referentin der Ver-
anstaltung

Neue Podcast-Folge – jetzt reinhören!

In der neuen Folge des SoVD- 
Podcasts „Kein Ponyhof“ er-
zählen die Moderatorinnen 
Katharina Lorenz und Stefa-
nie Jäkel, warum Mobilität 
für Menschen mit Behinde-
rung mehr ist als nur Fort-
bewegung – sie ist ein Stück 
Selbstbestimmung, Freiheit 
und Lebensqualität. Sie teilen 
die Geschichte eines jungen 
Mannes mit Muskelschwund, 
der im Rollstuhl sitzt und 
trotz finanzieller Hürden sei-
nen Traum vom Führerschein 
nicht aufgeben will. Dank des 
Einsatzes des SoVD wurde 
sein Recht auf Unterstützung 

durch die Agentur für Arbeit 
durchgesetzt.

Zu Gast ist Daniel Kummer 
von Udo’s Fahrschule, der mit 
Herz und Engagement Men-
schen mit Behinderung auf 
ihrem Weg zum Führerschein 
und zum eigenen Auto be-
gleitet. Er erläutert, was alles 
möglich ist und was Betroffe-
ne wissen müssen.

Hören Sie rein und erfahren 
Sie, wie inklusive Mobilität 
Barrieren überwinden kann!

Der Podcast ist unter www.
sovd-nds.de/podcast sowie 
auf allen gängigen Plattfor-
men abrufbar.

Der Weg zum Führerschein für Menschen mit Behinderung
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Einmal im Monat gibt es eine neue Folge des SoVD-Podcasts.

ME/CFS wurde bereits vor 
über 50 Jahren von der Weltge-
sundheitsorganisation als neu-
rologische Krankheit anerkannt.  
Trotzdem finden Betroffene 
noch immer zu wenig Hilfe. 
„Die Politik tut so, als wäre ME/
CFS ein Randphänomen, dabei 
sprechen die Zahlen eine ganz 
andere Sprache. Erkrankte sind 
häufig bettlägerig, können nicht 
mehr arbeiten und werden me-
dizinisch nicht annähernd aus-
reichend betreut“, sagt Dirk 
Swinke, Vorstandsvorsitzender 
des SoVD in Niedersachsen. Das 
habe gravierende Folgen für die 
Gesundheit sowie die berufliche 
und soziale Teilhabe. „Obwohl 
mehr Menschen an ME/CFS lei-
den als an Multipler Sklerose, 
gibt es kaum Forschung und 
viel zu wenig Anlaufstellen“, 
erläutert Swinke. Zwar wurden 
2024 in Hannover und Göttin-
gen sogenannte Modell-Insti-
tutsambulanzen eingerichtet, 
die Finanzierung sei zunächst 
allerdings auf ein Jahr begrenzt.

Der größte Sozialverband in 
Niedersachsen fordert deshalb, 
dass weitere Institutsambulan-
zen gegründet werden und diese 
dauerhaft zur Regelversorgung 
gehören. „Außerdem brauchen 
wir in Niedersachsen ein Lan-
desforschungsprogramm für 
ME/CFS. Nur so können Ursa-
chen, Diagnostik und Thera-
pien besser verstanden und 
entwickelt werden“, so der Vor-
standsvorsitzende. Aus SoVD- 

Sicht darf außerdem der Be-
reich der sozialen Absicherung 
nicht vergessen werden. „ME/
CFS muss schneller und un-
komplizierter als schwere chro-
nische Erkrankung anerkannt 
werden, damit Betroffene eine 
Erwerbsminderungsrente oder 
Pflegeleistungen beantragen 
können“, betont Swinke. Viele 
Erkrankte fühlten sich nicht 
ernstgenommen – das müsse 
sich dringend ändern.

Viele ME/CFS-Betroffene können ihren Alltag nicht ohne Unter-
stützung bewältigen und sind bettlägerig.
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13 Prozent der Menschen 
zwischen 20 und 34 Jahren ha-
ben laut Untersuchung keinen 
formalen Berufsabschluss. Das 
sind über drei Prozent mehr als 
noch 2013. Immer mehr junge 
Menschen gelten also als ge-
ringqualifiziert und arbeiten in 
sogenannten Helfertätigkeiten. 
„Die Folge davon ist, dass sie 
trotz Mindestlohn auf Dauer so 
wenig verdienen, dass später die 
Rente nicht zum Leben reicht. 
Das Ergebnis sehen wir jeden 
Tag in unserer Beratung in ganz 
Niedersachsen. Obwohl die 
Betroffenen ihr ganzes Leben 
lang gearbeitet haben, sind sie 
im Alter auf staatliche Leistun-
gen angewiesen“, erläutert Dirk 
Swinke, Vorstandsvorsitzender 
des SoVD in Niedersachsen.

Aus SoVD-Sicht müssen des-
halb jetzt schnell Maßnahmen 
entwickelt werden, um den Trend  
zu stoppen. „Politik und Wirt-
schaft in Niedersachsen müssen  
mehr Anreize schaffen, damit  

junge Menschen eine Ausbildung  
machen. Davon profitieren lang- 
fristig gesehen alle“, sagt Swinke 
und ergänzt: „Beschäftigte sen-
ken ihr Armutsrisiko, Unterneh-
men haben mehr Fachkräfte zur 
Verfügung und der Staat muss 
weniger Sozialleistungen zah-
len.“ Wichtig sei, dass die Aus-
bildungsvergütungen auf Min-
destlohnniveau steigen. Dies 
könne beispielsweise durch 

öffentliche Fördermaßnahmen 
des Landes Niedersachsen er-
folgen. Aber auch Firmen seien 
angehalten, durch Kreativität 
mehr Anreize zu schaffen. „Die 
Kostenübernahme des Führer-
scheins oder günstigere Wohn-
möglichkeiten spielen für viele 
junge Menschen eine Rolle, 
wenn es um den Start einer 
Ausbildung geht“, ist sich der 
Vorstandsvorsitzende sicher.

Mit dem Euro-Schlüssel für 
Behindertentoiletten haben 
Menschen mit Behinderung 
Zugang zu mehr als 12.000 öf-
fentlichen sanitären Anlagen 
in Deutschland, Österreich und 
der Schweiz. „Der Euro-Schlüs-
sel kann an Autobahnraststät-
ten und Bahnhöfen, aber auch 
beispielsweise für öffentliche 
WCs in Fußgängerzonen, Be-
hörden und Museen genutzt 
werden“, weiß Katharina Lorenz 
vom SoVD in Niedersachsen.

Als Berechtigung für den 
Schlüssel dient ein deutscher 
Schwerbehindertenausweis, 
wenn er eines dieser Merk-
zeichen enthält: aG (außer-
gewöhnlich gehbehindert), Bl 
(blind), H (hilflos), B (Berechti-
gung für eine Begleitperson). 
Bei dem Merkzeichen G (geh-
behindert) muss zusätzlich 
ein Grad der Behinderung von 
mindestens 70 vorliegen. Aber 
auch ohne Schwerbehinder-
tenausweis haben zum Beispiel 
Stomaträger*innen sowie Men-
schen mit chronischer Blasen-/ 

Darmerkrankung, Multipler 
Sklerose, Morbus Crohn oder 
Colitis ulcerosa einen Anspruch. 
„Kann die Erkrankung nicht an-
ders nachgewiesen werden, 
reicht eine ärztliche Bescheini-
gung aus“, so Lorenz. 

Erfüllen Betroffene diese Vo- 
raussetzungen, können sie den 
Euro-Schlüssel für 28,90 Euro 
beim CBF (www.cbf-da.de/euro- 
schluessel.html) erwerben. Kon-
taktiert werden kann der Verein 

unter 06151 81220 sowie über 
das Kontaktformular des Shops 
unter https://t.ly/HiGny. „Für 
insgesamt 37,50 Euro erhal-
ten Berechtigte zum Schlüssel 
außerdem das Verzeichnis ‚der 
Locus‘, in dem alle zugänglichen 
Standorte aufgeführt werden“, 
informiert Lorenz.

Für Fragen rund um das The-
ma Behinderung stehen die 
SoVD-Berater*innen gerne zu 
Verfügung.
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Zugang zu öffentlichen Behinderten-WCs 
Passt in Deutschland, Österreich und der Schweiz: Unter bestimmten Voraussetzungen haben 

Menschen mit Behinderung die Möglichkeit, den sogenannten Euro-Schlüssel für öffentliche Be-
hindertentoiletten zu erwerben und damit mehr als 12.000 Schlösser zu öffnen. Bestellt werden 
kann der WC-Schlüssel für 28,90 Euro beim Club Behinderter und ihrer Freunde in Darmstadt und 
Umgebung e.V. (CBF).

Mit Euro-Schlüssel Toiletten in Deutschland, Österreich und der Schweiz öffnen

Unter bestimmten Voraussetzungen können Menschen mit Behin-
derung den Euro-Schlüssel für Toiletten für 28,90 Euro erwerben.
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Abgehängt: Junge Menschen in Niedersachsen

Der aktuelle Teilhabeatlas 
des Berlin-Instituts für Be-
völkerungsentwicklung zeigt: 
Kinder und Jugendliche in 
Niedersachsen haben mit ho-
hen Hürden zu kämpfen, wenn 
es um die Teilhabe geht. Der 
SoVD sieht diese Entwicklung 
mit Sorge und appelliert an 
die Landesregierung, mehr 
für Chancengleichheit zu tun.

Kinder und Jugendliche, die 
in den Landkreisen Holzmin-
den, Goslar, Salzgitter, Wil-
helmshaven oder der Stadt 
Emden leben, haben geringe-
re Teilhabechancen als  etwa 
Gleichaltrige in Vechta, Osna-
brück oder Harburg. „Es ist ein 
Unding, dass es vom Wohn-
ort abhängt, wie das Leben 
der Kinder und Jugendlichen 
verlaufen wird“, kritisiert Dirk 
Swinke, Vorstandsvorsitzender 
des SoVD in Niedersachsen 
und ergänzt: „Wir haben in die-
sen Regionen besonders hohe 
Kinderarmut, Jugendarbeits-
losigkeit und Schulabbrecher-
quoten. Auch die Mobilität ist 
oft stark eingeschränkt.“

Aus Sicht des SoVD sollten 
diese Zahlen ein Weckruf für 
die niedersächsische Landes-
regierung sein. „Die Ungleich-

heit muss vehement bekämpft 
werden“, fordert Swinke. Oft 
habe man den Eindruck, dass 
die Interessen junger Men-
schen seitens der Politik nicht 
im Fokus stünden. „Das Bild 
verfestigt sich umso mehr, 
wenn man sich die maroden 
Schulen oder die Zahl der ge-
schlossenen Jugendzentren 
anschaut. Wir brauchen un-
bedingt mehr Wertschätzung 
für Kinder und Jugendliche“, 
so der SoVD-Chef. 

Die Landesregierung müs-
se vor allem bei drei Punkten 
dringend handeln. „Trotz Fach-
kräftemangel finden viele kei-
nen Ausbildungsplatz. Dieser 
Schieflage könnte entgegen-
gewirkt werden, indem ein 
Ausbildungsfonds eingerich-
tet wird, der Unternehmen, 
die nicht ausbilden, zur ge-
nerellen Mitfinanzierung von 
Azubi-Plätzen verpflichtet“, 
sagt Swinke. Außerdem müss-
ten niedersächsische Schulen 
Kinder und Jugendliche indi-
viduell besser fördern, damit 
sie einen Abschluss machen. 
Auch das Thema Bus und Bahn 
sei ein Dauerbrenner. Gerade 
auf dem Land brauche es eine 
viel bessere Erreichbarkeit.

SoVD fordert mehr Engagement der Landesregierung

Mehr Anreize für Ausbildung schaffen
Immer mehr junge Menschen haben keinen Berufsabschluss. Das zeigt eine aktuelle Studie des 

Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB). Der SoVD in Niedersachsen betrachtet die 
Entwicklung mit großer Sorge, da gerade diese Arbeitnehmer*innen aufgrund von geringeren Löhnen 
langfristig von Armut bedroht sind. Seine Forderung: Kreative Lösungen, um Ausbildungen attraktiver 
zu gestalten und mehr Engagement von Wirtschaft und Politik.

Studie zeigt: Immer weniger junge Menschen haben einen Berufsabschluss

Sie haben eine kurze Frage und wollen dafür nicht extra ins 
SoVD-Beratungszentrum gehen? Dann nutzen Sie die Whats-
App-Sprechstunde unter dem Motto #FragDenSoVD.

Fügen Sie die Nummer 0511 65610720 zu Ihren Kontakten 
hinzu und stellen Sie Ihre Frage ganz einfach über WhatsApp. Bei 
den regelmäßigen Terminen beantworten SoVD-Berater*innen 
Ihre Fragen rund um Rente, Pflege, Behinderung, Gesundheit, 
Bürgergeld sowie Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht. 
Die nächsten WhatsApp-Sprechstunden finden am 10. und  
24. Juni, jeweils Dienstag, von 15 bis 16 Uhr statt. Die aktuellen 
Termine werden auch unter www.sovd-nds.de veröffentlicht.

Jetzt vormerken: Juni-Termine 
für die WhatsApp-Sprechstunde
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BERATUNG

Aus Sicht des SoVD ist eine Anhebung der Ausbildungsvergütungen 
auf Mindestlohnniveau notwendig.

Foto: Gilles Arroyo / Adobe Stock
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Beste Rahmenbedingungen 
für den Start des Kampagnen-
Themas Inklusion boten sich 
dem SoVD-Kreisverband Gif-
horn am 10. Mai in der Gif-
horner Fußgängerzone. Beim 
„Tag der Senioren“ informierten 
neben dem SoVD über 30 wei-
tere sozial orientierte Organi-
sationen über ihre Angebote. 
Ehrenamtlich Aktive des SoVD-
Kreisverbands standen allen In-
teressierten am Info-Stand für 
Fragen und Gespräche zur Ver-
fügung. Das Ziel: Zeigen, dass 
einiges möglich ist, wenn man 
die Barrieren in den Köpfen ab-
baut. „Der Tag der Senioren ist 
eine etablierte Veranstaltung 
und ein Besuchermagnet. Das 
ist für uns der ideale Rahmen, 
um unseren Verband und unse-
re Themen einem breiten Pu-
blikum vorstellen zu können“, 
so der SoVD-Kreisvorsitzende 
Heinz-Ulrich Kabrodt.

Im Rahmen des Erlebnissonn-
tags in Lüneburg beteiligte sich 
der SoVD-Kreisverband Lüne-
burg-Lüchow an der Organisati-
on des Aktionstags „Inklusion & 
Vielfalt“. Die Veranstaltung war 
ein großer Erfolg: Rund 15.000 
Besucher*innen zählte die Lü-
neburg Marketing, die sich an 
über 30 Ständen über die viel-
fältigen Angebote von Hanse-
stadt und Landkreis im Bereich 
von Inklusion einen Überblick 
verschafften. Der SoVD bot an 
drei Ständen Informationen zu 
den Themen „Barrierefreies Lü-
neburg“, Inklusionskampagne 
des SoVD und „Alltagshelfer 
gesucht“. Beratungsleistungen 

und Freizeitangebote standen 
im Mittelpunkt des großen 
Info-Standes, der vom Kreisver-
band, vom Beratungszentrum 
und von den Ortsverbänden 
Adendorf, Artlenburg, Dannen-
berg, Hittbergen, Katemin und 
Lüneburg betreut wurde. 

Der Besucher*innenmagnet 
waren jedoch selbstgebastelte 
Spiele, an denen nicht nur Kin-
der ihren Spaß hatten und viele 
kleine Preise gewannen. Da gab 
es ein Tischgolfspiel, wo Groß 
und Klein mit Löffeln einen 
Ball zum Ziel bringen mussten 
oder Balancebretter, auf denen 
Bälle in ein Loch manövriert 
werden mussten. Doch auch 
ernste Themen wurden immer 
wieder angefragt. Die Informa-
tionsunterlagen zu den Themen 
Unterstützungsleistungen bei 
Behinderungen und das Pflege-
tagebuch des SoVD gingen so 
schnell weg, dass das Team am 
Stand kaum nachlegen konnte. 

„Viele haben auch konkret nach 
dem Angebot des Alltagshelfers 
gefragt, weil sie sich selbst en-
gagieren wollten“, sagt Kreisvor-
sitzender Joachim Roemer. Für 
ihn ist das Konzept Spaß und 
Information voll aufgegangen: 
„Wir hatten tolle Angebote für 
jede Altersgruppe am Stand und 
ein engagiertes Team, das auf 
die Besucher zugegangen ist.“ 

Auch die SoVD-Ehrenamt-
lichen aus dem Kreisverband 
Wilhelmshaven brachten das 
aktuelle Kampagnen-Thema 
„Inklusion und Barrierefreiheit“ 
gekonnt an die Öffentlichkeit. 
Am 5. Mai, dem Protesttag zur 
Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderung, beteiligten 
sie sich am politischen Stamm-
tisch der Lebenshilfe. Die Veran-
staltung fand im Foyer des uci 
Kinos in Wilhelmshaven statt 
und hatte zum gemeinsamen 
Ziel, sich für ein barrierefreies 
Wilhelmshaven starkzumachen.
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Teilhabe für alle – Barrierefreiheit beim Einkaufen
„Gut informiert älter werden“ – so lautet der Titel einer Veranstaltungsreihe der Stadt Oldenburg zu Themen wie Pflege, Wohnen im Alter, Gesundheit und Teilhabe. 

Benjamin Kruse, 1. Vorsitzender des SoVD-Kreisverbands Oldenburg-Delmenhorst, begrüßt derartige Veranstaltungen. Zugleich merkt der ehrenamtlich Engagierte an, 
dass Barrierefreiheit weitergedacht werden müsse: „Es betrifft auch alltägliche Dinge wie den Einkauf beim Discounter oder im Supermarkt. Wenn Ältere kein Smartphone 
zur Hand und die jeweilige App nicht haben, können sie manche Sonderangebote nicht nutzen. Das ist Diskriminierung vor dem Einkaufsregal.“

Heutzutage ist es üblich 
geworden, dass Supermärkte 
manche ihrer Rabattaktionen 
ausschließlich für Nutzer*innen 
der jeweiligen Supermarkt-App 
anbieten. Wer kein Smartphone 
besitzt oder seine Daten den 
Unternehmen nicht offenlegen 
möchte, wird von den Spar-Vor-
teilen ausgeschlossen.

Der Ausbau der Digitali-
sierung in Deutschland wer-
de von Politik und Wirtschaft 
gefordert, doch diese müsse 
„alle mitnehmen, auch Ältere  
und Menschen mit Handicap“,  

so Kruse. Der SoVD-Engagierte 
führt aus: „Wenn etwa Apps im 
Supermarkt oder beim Discoun-

ter dazu genutzt werden, Kun-
dendaten zu sammeln, dient 
dies nur dem Unternehmen, 

nicht den Kunden und Kundin-
nen. Besonders Ältere müssen 
bei dieser Form der Digitali-
sierung oftmals passen, weil 
sie den Umgang nicht gelernt 
haben, oder eventuell derart 
eingeschränkt sind, dass sie vor 
der Kasse digital nicht agieren 
können.“ Kruse schaut nach 
Japan als Vorbild: Hier gibt es 
für Senior*innen „langsame 
Kassen“, um Schlangen mit ge-
nervt wartenden Kund*innen zu 
vermeiden, falls jemand beim 
Bezahlen etwas länger Zeit be-
nötigt.

Einkaufen, städtische Dienst-
leistungen wie einen Reisepass 
beantragen, Bank-Überweisun-
gen tätigen – all das wird heu-
te zunehmend online erledigt. 
„Es erleichtert den Alltag, wenn 
vieles digital erfolgt, weil dann 
etwa mobilitätseingeschränk-
te Menschen via Notebook ins 
Amt gelangen“, sagt Kruse und 
merkt zugleich an: „Ältere dür-
fen nicht digital abgehängt 
werden. Digitalisierung muss 
funktionieren, ohne die aus 
dem Blick zu verlieren, die noch 
Berührungsängste haben.“
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Manchen Preisnachlass gibt es nur bei Nutzung bestimmter Apps.

SoVD-Kreisverband Oldenburg-Delmenhorst kritisiert: „Einkaufs-Apps können Ältere ohne Smartphone diskriminieren“

Foto: Claudia Misiek

In Lüneburg hatte der SoVD-Stand mit selbstgebastelten Spielen 
eine magentische Wirkung auf große und kleine Besucher*innen.

SoVD-Engagierte sensibilisieren an Info-Ständen für Inklusion und Barrierefreiheit 

Niedersachsenweite Kampagnen-Aktionen gestartet
Von Mai bis Ende August widmet sich die aktuelle SoVD-Kampagne „Für mehr Miteinander“ dem Schwerpunktthema „Inklusion und Barrierefreiheit“. SoVD-Engagierte 

aus ganz Niedersachsen planen dazu Aktionen und Veranstaltungen, sie sensibilisieren die Öffentlichkeit für bestehende Barrieren, führen Gespräche mit Interessierten 
und stehen Betroffenen mit Informationen und Rat zur Seite. Teil der Aktivitäten ist unter anderem auch eine Umfrage rund um Barrierefreiheit und Inklusion.
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Gemeinsam mit der Lebenshilfe engagieren sich die SoVD-Ehren-
amtlichen in Wilhelmshaven für eine barrierefreie Stadt.

Foto: Berko Härtel

Die Gifhorner Seniorenbeiratsvorsitzende Grete Fiest (l.) mit Bür-
germeister Matthias Nerlich (2.v.l.) am Stand des SoVD Gifhorn

ALLE TERMINE UND WEITERE KAMPAGNEN-INFOS

Ausführliche Informationen zum aktuellen Schwerpunkt-
Thema „Inklusion und Barrierefreiheit“ der SoVD-Kampagne 
gibt es im Internet unter www.fuer-mehr-miteinander.de/
inklusion. 

Hier finden Sie auch alle Termine und die genauen Ver-
anstaltungsorte der bisher geplanten weiteren Aktionen in 
ganz Niedersachsen.


